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Für die nothleidenden Eichsfelder ſind eingegangen: Von Uh
3 Thlr. Von Hrn. D. 10 Sgr.

Expedition des „Couriers.“

Deutſchland.
Erſte Kammer.

45. Sitzung am 15. März. (Schluß).
Lette, als Antragſteller, will nachweiſen, wie methodiſch die Diſ-

ſidenten unterdrückt werden. Er giebt zuerſt einen geſchichtlichen Rück-
blick über die Verhältniſſe der Glaubensfreiheit, um die gegenwärtigen
Maßregeln damit zu vergleichen. Man ſei ſtets von dem engen Ge-
ſichtskreis des Polizeiſtaats ausgegangen, ſo habe man ſchon Luther zur
Schuld gelegt, was man jetzt den Diſſidenten vorwerfe. Hierauf geht
er von den Verfaſſungs Beſtimmungen aus, welche Glaubensfreiheit
garantiren, um die beiden von der Kommiſſion vorgebrachten Gründe
zu entkräften. Zunächſt proteſtirt er gegen die von der Kommiſſion bei-
den Antragſtellern unterſchobenen Motive, und führt eine Reihe hierher-
gehörender Thatſachen auf. Hierauf beſpricht er zwei Reſkripte des Mi-

niſters des Jnnern, nach welchen die freien Gemeinden als politiſche
Geſellſchaften behandelt werden u. ſ. w.; die Kommiſſion habe hier bei
Beurtheilung der Verhältniſſe dem Regierungskommiſſar unbedingt ge

folgt, deſſen Grundlagen und Beweiſe jedoch unbegründet ſeien, ſo
z. B. ſei der Denkman'ſche Katechismus ohne Weiteres als Ausdruck
der Deutſchkatholiken und aller anderen Diſſidenten angenommen wor-
den. Dem gegenüber verſucht es der Redner den religiöſen Standpunkt
der diſſidentiſchen Gemeinden darzulegen, zunächſt der Deutſchkatholiken
in Brandenburg, Pommern und Sachſen, der evangeliſchen Gemein-

den u. ſ. w., dann den moraliſchen und ſittlichen Standpunkt derſelben,
Es wäre

kaum erklärlich, wie untergeordnete Beamte ſolche Verfaſſungs Ver
letzungen ausgeübt haben ſollten, wenn nicht die Regierung die Unter-

drückung methodiſch betriebe, ſo daß ſelbſt die Schriften, welche die
Verhältniſſe klar machen, verboten werden. Der Redner weiſt nach, wie
man „ſchrittweiſe“ den Diſſidentenverſammlungen den Boden entzogen
habe, zuletzt ohne Rückſicht auf das Geſetz und die perſönliche Freiheit
verfahren ſei. (Die Details des Redners werden von „hört! hört!“
der Linken begleitet, die Bänke zur Rechten ſind halb leer). Unter
anderm hebt er hervor, wie der gegenwärtige Unterſtaatsſekretär als
Regierungspräſident zu Frankfurt ſelbſt anerkannt habe, daß die dortige
freie Gemeinde nichts mit Politik zu thun habe, und doch ſei der Bei
trag der Kommune verboten worden. Bei ſolchen innern Widerſprüchen
müſſe das Volk endlich an der Redlichkeit und Rechtſchaffenheit der Re
gierung verzweifeln.“ Hierauf ſchildert er die „Brutalität“, mit wel
cher die Maßregeln gegen die Diſſidenten ausgeführt worden ſeien.

Alles dies ſei nur daraus erklärlich, daß man alle diſſidentiſchen
Gemeinden für politiſche Vereine halte, was nicht der Fall ſei. Unter

anderen neuerdings vorgeführten Thatſachen erwähnt er, daß dem Nacht-
wächter in Liegnitz bedeutet worden ſei, nicht in die Kirchenverſammlung
der freien Gemeinde zu gehen, wenn er ſeine Stelle nicht gefährden
wolle. Andere pikante Mittheilungen aus Königsberg ſchließen ſich
daran. Schließlich verlangt er, daß das Recht ohne Rückſicht auf Sym-
pathie geübt werde, daß man mit der Revolution nicht breche durch
Anarchie von oben. Der Antrag bezwecke zunächſt, daß durch eine Kom
miſſion die Thatſachen unterſucht, und der Regierung Gelegenheit gege
ben werde, die Mißbräuche der Unterbeamten zu desavouiren. Endlich
en er für die Kompetenz der Kammer zur Niederſetzung einer Kom
miſſion.

Brüggemann. Die Kommiſſion habe ſich zunächſt mit der
Frage beſchäftigt, ob eine Kommiſſion, dem Antrage gemäß, zu ernen
nen ſei. Der habe ſich zur Begründung der Kompetenz
der Kammer auf Artikel 82 der Verſaſſung berufen, es würde alſo noth
wendig ſein, dieſen Artikel zu beleuchten. Der Redner kommt hierbei
zu dem Reſultat, daß eine Kommiſſion, wie die beantragte, in jenem
Artikel nicht gemeint ſein könne. Die Materie betreffend, hat der An
trag ſieben Kategorien von Regierungsmaßregeln zuſammengeſtellt,
welche unterſucht werden ſollen. Der Redner fertigt dieſe Punkte im
Einzelnen kurz ab und giebt dann den allgemeinen Standpunkt der
Kommiſſion in Bezug auf diejenigen Punkte an, welche den Nach
theil der diſſidentiſchen ReligionsGenoſſenſchaften als ſolcher be
treffen. Die früher geübte Gewiſſensfreiheit ſei nur innerhalb
der chriſtlichen Religion geduldet worden. Die Verfaſſung habe
auch die Bildung von Religionsgenoſſenſchaften geſtattet, aber dieſe dür-
fen nicht die Exiſtenz des Staates gefährden, und die Regierung müſſe
beurtheilen dürfen, was eine Religionsgenoſſenſchaft ſei. Der Redner
ſagt, er habe die Religion der Diſſidenten nach dem allgemeinen Sprach
gebrauch von Religion geprüft und gefunden, daß Gott bei denſelben
kein perſönliches Weſen, die heilige Schrift ein Menſchenwerk u. ſ. w.
ſei. Der Redner verlieſt Excerpte aus den Predigten, den Katechismen
u. ſ. w. Mögen die einzelnen Gemeinden nachweiſen, daß ſie ſich die
ſem Geiſte nicht angeſchloſſen. Namentlich beruft ſich der Redner auf
die Erklärung der drei Prediger Dun, Hoff und Ruf bei ihrem Aus
tritt aus den freien Gemeinden. Es ſei alſo von einer Religionsgeſell-
ſchaft da nicht die Rede, wo weder Glaube noch Kultus als verbindlich
und als Erkennungszeichen gelten können.

Es ſei daſſelbe Prinzip, welches überall die Autorität nicht aner
kennt, in politiſchen wie in religiöſen Dingen. Vor 10 Jahren glaubte
man das Prinzip bloß gegen die katholiſche Religion gerichtet und ließ
es gewähren, es hat ſich aber jetzt gezeigt, wohin es gehe.



Lette berichtigt Einiges thatſächlich. v. BethmannH ollweg
glaubt, nicht erſt verſichern zu dürfen, daß er den verderblichen Richtun-
gen der Diſſidenten nicht zugeneigt ſei. Aber es handelt ſich um Ge-
rechtigkeit gegen preußiſche Unterthanen und um Lehrfreiheit im Chriſten
thum. Der Antrag Lette überſchreite die Kompetenz der Kammer,
aber der Kommiſſionsbericht folgt unbedingt den Vertretern der Regie
rung und richte nicht unparteiiſch. Auf die allgemeine Vermuthung hin,
jede diſſidentiſche Verſammlung als politiſche zu behandeln, ſei ungerecht;
in Bezug auf die Vorgänge in Frankfurt ſei es dem Redner klar ge-
worden, daß Unrecht geſchehen und unchriſtlich gehandelt worden ſei.
Der Redner empfiehlt die von ihm beantragte motivirte Tagesordnung.

Reg.-Komm. Scherer. Die Regierung ergreife mit Vergnügen
die Gelegenheit, ſich über ihr Verhalten zu den freien Gemeinden aus-
zuſprechen, und hoffe eine wohlthätige Wirkung auf das Land. Das
Miniſterium des Jnnern, welches die Geſellſchaften zu überwachen habe,
müſſe prüfen dürfen, ob eine ſolche, die ſich „Religionsgeſellſchaft“ nennt,auch wirklich eine ſei. Die Regierung ſei nach Jewiſſenhaſter Beobach

tung zu der Ueberzeugung gelangt, welche dem angegriffenen Reſtkript
zu Grunde liege. Der Regierungs Kommiſſar geht dazu über, durch
Aeußerungen von Diſſidenten ſeine Anſichten zu begründen. Er beginnt
mit Ronge's Mittheilung an Ruge, worin der Deutſch Katholizismus
eine populäre Form des Humanismus genannt wird Ronge ſei jetzt
Mitglied des Agitationsvereins in London, deſſen Zirkular vom Auguſt
1851 mitgetheilt wird. Er behauptet ferner, es beſtehe eine Vereinigung
ſämmtlicher Diſſidenten, indem er ſich auf das Concil zu Köthen beruft.
Die einzelnen Thatſachen beweiſen, daß die Grundidee eine gemeinſchaft-
liche ſei. Ferner beruft er ſich auf Doviat's bekannte Erklärung. Auch
müßten die Katechismen von Schneider und Brauner ſo lange als Be
weiſe gelten, als nicht andere Lehrbücher vorgelegt werden. Endlich
giebt er eine Blumenleſe aus Balzer's, Sachſe's u. A. Reden, einen
Bericht der Polizei über die Chriſtkatholiken. Von einer religiöſen
Verfolgung ſei alſo nirgends die Rede auf einzelne Uebergriffe von
Beamten werde die Regierung die Remedur eintreten laſſen.

Lette berichtigt wieder Mehreres thatſächlich und wird von der
rechten Seite mit Heftigkeit unterbrochen.

Der Reg.Komm. Scherer giebt noch Nachträge aus einem Poli-
zeiprotokoll über einen Vortrag von Wagner in Stettin, Sachſe in Mag-
deburg u. ſ. w., wobei die Linke unruhig wird.

v. Gerlach widerſteht der Verſuchung, dem doppelten Zeugniß
aus dem Munde von Katholiken auch noch ein evangeliſches über Ab-
ſcheulichkeit jener Grundſätze hinzuzufügen, und will blos gegen Brügge-
mann, der eine Lücke in der Geſetzgebung in Bezug auf die Civilehe
zugegeben, bemerken, daß ein ſolches Geſetz gegen die chriſtliche Kirche
verſtoße, und daß die Regierung eigentlich ſolche Ehen gar nicht geſtat-
ten ſollte. Der Redner ſpricht ſich aber gegen die Regierung aus, daß
ſie Leute wie Brauner überhaupt in Kirchen und Schulen wirken ließ,
und verlangt, daß der Mißbrauch von oben gründlich beſeitigt werde;
die vormärzliche Regierung habe haſchend nach Volksgunſt dieſe Richtung
begünſtigt.

Der Schluß wird angenommen. v. Forſt ner als zweiter Antrag
ſteller hat noch das Wort. Er beklagt ſich über das Schickſal ſeines
Antrags in der Kommiſſion und geht darauf über, wie nöthig die Un-
terſuchung dieſer Angelegenheit ſei. Der weitere Vortrag findet bei der
bereits ermüdeten Verſammlung kein Gehör.

Der Präſident klingelt vergebens, der Saal wird immer leerer, füllt
ſich aber wieder, bevor der Redner ſeinen Vortrag beendet hat. Den-
noch bleibt die Verſammlung beſchlußunfähig und muß deshalb die Ver
handlung auf Freitag 10 Uhr vertagt werden.

Schluß der Sitzung 4* Uhr.
Zweite Kammer.

42. Sitzung am 15. März, 10 Uhr.
Vorſitzender: Graf Schwerin. Am Mirniſtertiſch die Miniſter v.

Manteuffel, v. d. Heydt, Simons, v. Weſtphalen, v. Bo-
delſchwingh, Geh. Juſtizrath Grimm.

Von mehr als 120 Mitgliedern iſt ein dringlicher Antrag eingegan-
gen, worin verlangt wird, die Kammer möge ihren in der vorigen Si-
tzung gefaßten Beſchluß wegen Behandlung der von der erſten Kammer
berathenen Gemeinde Ordnungs Geſetze wieder aufheben. Der Antrag
geht an die Kommiſſion für die Geſchäftsordnung.

Die Berathung über die Verordnung vom 3. Januar 1849 wird
fortgeſetzt. Art. 55 der Juſtizkommiſſion lautet: Außerhalb der Sitzungs-
periode des Schwurgerichts werden alle Funktionen des Schwurgerichts-
hofes von dem Gerichte verſehen, bei welchem das Schwurgericht abge
halten wird. Es bedarf hierzu nur der Mitwirkung von drei Richtern.
Den Vorſitz kann der ernannte Vorſitzende des Schwurgerichts, wenn er
am Orte anweſend iſt, übernehmen.

Wentzel will den ganzen, Nöldechen den zweiten, v. Brauchitſſch den dritten Satz deſſelben geſtrichen haben. Die Majorität ſtimmt

dem letztgenannten Abgeordneten zu.
Ohne Weiteres wird Art. 56 genehmigt, der von der Vertretung

des Schwurgerichts Präſidenten handelt.
Art. 57 (rückſichtlich des Cenſus der Geſchwornen) lautet auf den

Vorſchlag des Abg. Neuenburg: An die Stelle des 8. 63 Nr. 9 der
Verordnung tritt folgende Beſtimmung:

9) diejenigen, welche nicht der klaſſifizirten Einkommenſteuer unter
worfen ſind, oder welche nicht wenigſtens 16 Thlr. jährlich an Klaſſen-
ſteuer oder 20 Thlr. an Grundſteuer ausſchließlich der Beiſchläge) oder
24 Thlr. an Gewerbeſteuer entrichten oder unter Vorausſetzung des Be

ſtehens einer dieſer Arten der Beſteuerung nach ihren Verhältniſſen zu
entrichten haben würden.

Art. 58 lautet: Das Verfahren iſt nichtig, wenn ein Geſchworner
mitgewirkt hat, welcher die Eigenſchaft eines Preußen nicht beſitzt oder
ſich nicht im Vollgenuß der bürgerlichen Ehre befindet. Der Mangel
der übrigen Bedingungen der 88. 62 und 63 der Verordnung kann vor
den Gerichten nicht geltend gemacht werden.

Die Kreislandräthe und Vorſteher der Gemeinde Verwaltung ha
ben, bevor ſie dem Regierungs Präſidenten die Urliſten einſenden,
über die Qualifikation der darin aufgenommenen Perſonen zu dem Be
rufe der Geſchwornen, mit den Direktoren der betreffenden Gerichte
erſter Jnſtanz Rückſprache zu nehmen, und die von den letzteren 3
machten Bemerkungen in die Liſten einzutragen. Die in dem t. 67.
der Verordnung bezeichnete Zahl von 60 wird auf 48, die in den
88. 68., 71., 73. bezeichnete Zahl von 36 wird auf 30., die in den
88. 73. und 82. bezeichnete Zahl von 30 wird auf 24 herabgeſetzt.
Das Appellationsgericht hat die Befugniß, auf Antrag der Staatsan-
waltſchaft die Abhaltung des Schwurgerichts einem anderen Gericht zu
übertragen, in allen Fällen, wo erhebliche Gründe dazu vorliegen.

Art. 62. und 63. enthalten Beſtimmungen über Beurlaubungen
von Geſchwornen und Ziehung von Ergänzungs Geſchwornen, Art.
64.--69. über Verſetzung in Anklageſtand, das Kontumazial-Verfah
ren, Art. 70.--74. über die Ablehnung von Geſchwornen, Ziehung
der Erſatz Geſchwornen, Ziehung der Geſchwornen für mehrere an dem-
ſelben Tage zu verhandelnde Sachen u. ſ. f.

Art. 75. von der einmaligen Vereidigung der Geſchwornen für
die ganze Sitzungsperiode, lautet der Kommiſſion zufolge:

Die Geſchwornen werden in öffentlicher Sitzung für alle in der
Sitzungsperiode zur Verhandlung gelangenden Sachen durch einen ein-
mal zu leiſtenden Eid verpflichtet.

Der Vorſitzende vereidet ſie mit nachſtehenden Worten Sie ſchwö-
ren und geloben vor Gott und den Menſchen in allen Sachen, für
welche Sie in der gegenwärtigen Sitzungsperiode des Schwurgerichts
zur Mitwirkung werden berufen werden, die Pflichten eines Geſchwor-
nen ſtandhaft zu erfüllen, und Jhre Stimme nach beſtem Wiſſen und
Gewiſſen abzugeben, Niemandem zu Liebe noch zu Leide, wie es einem
freien und rechtſchaffenem Manne geziemt, getreulich und ohne Ge-
fährde.

Die Geſchwornen leiſten dieſen Eid, indem ſie unter Erhebung
der rechten Hand, einer nach dem andern die Worte ausſprechen:

„Jch ſchwöre es, ſo wahr mir Gott helfe.“
Mitglieder von Religionsgeſellſchaften, denen das Geſetz den Ge-

brauch gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle des Eides geſtatten,
können ſich ſtatt dieſer Eidesworte jener Betheuerungsformel bedienen.
Der Zuziehung des Angeklagten zu der Vereidigung der Geſchwornen
bedarf es nicht. Ein beglaubigter Auszug des Vereidigungsprotokolls
iſt zu den betreffenden Akten zu bringen. Vor dem Beginne der Ver
handlung jeder einzelnen Sache verweiſet der Vorſitzende die Geſchwor-
nen auf den von ihnen geleiſteten Eid. Hat in einer Sache ein nicht
geſetzlich vereideter Geſchworner mitgewirkt, ſo ſind die Verhandlungen
nichtig.

v. Brauchitſch verlangt die Worte „getreulich und ohne Ge
fährde“ zu ſtreichen, Neuenburg ſtatt „vor Gott und den Menſchen“
zu ſagen: bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden; Wentzel
beantragt dagegen das Syſtem der Verordnung beizubehalten, wonach
die Vereidigung vor jedem einzelnen Falle ſtattzufinden hat. Beſeler
fügt zur Unterſtützung hinzu, daß nach dem Kommiſſionsvorſchlage ein
Mann öfter einen Eid leiſten würde, ohne zum Spruch zu kommen.
Geh. Rath Grimm giebt dem Kommiſſionsvorſchlag den Vorzug, da
viele Gerichte ſich über die Wiederholung des Eides beſchwert haben
Wentzel macht für ſeinen Autrag geltend, daß der Angeklagte von
der Gerechtigkeit ſeiner Richter beſſer überzeugt wird, wenn er ihre
Vereidigung mit anhört. Reichenſperger tritt dieſer Ausführung
bei; v. Bodelſchwingh verſichert an der rheiniſchen Einrichtung
von jeher Anſtoß genommen zu haben.

Bei der Abſtimmung wird in Uebereinſtimmung mit Wentzel's
Antrag der erſte Satz, ſo wie die Worte: „der Zuziehung der Ange
klagten von ihrem geleiſteten Eid“ geſtrichen. Die Vereidigungs-
formel erhält demgemäß die Veränderung „in der Anklageſache gegen
N.“, anſtatt: „jin allen Sachen u. ſ. w. bis berufen werden.“ Das
Amendement Neuenburg's wird angenommen, das v. Brauchitſch
verworfen.

lung und das Verfahren, wenn der Angeklagte ſich ſchuldig bekennt.
ſo Art. 78 wird von der Kommiſſion in folgender Faſſung vorge
chlagen:

Sind die Vorausſetzungen des Art. 77 nicht vorhanden, ſo beginnt
die Verhandlung der Sache vor den Geſchwornen.

Die Leitung der Verhandlung, insbeſondere das Verhör des An
geklagten und der Zeugen ſteht dem Vorſitzenden zu. Dieſer muß der
Staatsanwaltſchaft und kann dem Angeklagten oder deſſen Vertheidiger,
ſowie den Geſchwornen geſtatten, Fragen, welche ſie zur Aufklärung der
Sache für angemeſſen erachten, unmittelbar an die Betheiligten zu rich
ten. Er iſt befugt, die Stellung der Fragen in jedem Zeitpunkte wie
der ſelbſt zu übernehmen und das Verhör zu ſchließen.

Büchtemann verlangt, den letzten Satz zu ſtreichen, die Kammer
tritt jedoch der Kommiſſion bei und nimmt dazu auf Wentzel's An
trag folgenden Zuſatz an: Der Vorſitzende kann auch der Staatsanwalt-
ſchaft und dem Vertheidiger, auf deren übereinſtimmenden Antrag, das

Art. 76 und 77 beziehen ſich auf den Beginn der Hauptverhand-



Ernten.

Verhör der Zeugen überlaſſen. Jn dieſem Falle iſt die Staatsanwalt
ſchaft befugt, alle Zeugen, mit Ausnahme der nur auf Begehren des
Vertheidigers geladenen oder erſchienenen, zu verhören, wobei nach dem
Verhör jedes Zeugen dem Vertheidiger das Kreuzverhör zuſteht. Der
Vertheidiger verhört darauf die nur auf ſein Begehren geladenen oder
erſchienenen Zeugen in Anſehung derſelben hat alsdann die Staats
anwaltſchaft das Kreuzverhör. Der Vorſitzende hat in ſolchen Fällen
über die Ordnung des Verhörs zu wachen, unzuläſſtge Fragen und deren
Beantwortung abzuſchneiden oder zu verbieten. Er iſt befugt, das Ver
hör in dieſem Zeitpunkt wieder ſelbſt zu übernehmen.

Die Debatte wird hierauf auf morgen 10 Uhr vertagt. Schluß
3 Uhr.

Berlin, den 15. März. Se. königliche Hoheit der Prinz von
Preußen haben geſtern Abend Berlin verlaſſen, um Höchſtſtch nach Kob
lenz zu begeben. Se. königliche Hoheit werden einen Tag in Weimar
und einen Tag in Frankfurt a. M. zubringen.

Die Nachrichten über eine Annäherung der kurheſſiſchen Politik
an die preußiſche mehren ſich und gewinnen bereits eine feſtere Geſtalt.
Namentlich ſollen die Abſichten des kurheſſiſchen Miniſteriums in Bezug
auf die Zollvereins Berathungen jetzt entſchieden freundliche gegen Preu-
ßen ſein. Welche Gründe das Miniſterium Haſſenpflug für eine ſolche
Schwenkung hat, iſt aus den betreffenden Mittheilungen ſchwer zu er-
ſehen, es mögen wohl verſchiedene Motive zuſammenwirken, welche ſo
wohl eine mehr ſelbſtſtändige Stellung Oeſterreich gegenüber, als auch
die Hinneigung zu Preußen bedingen. Hr. Haſſenpflug wird indeſſen
noch immer Urſache haben, nicht gegen die öſterreichiſchen Pläne zu
operiren, und es möchte fraglich ſein, ob Preußen viel gewonnen hat.

Berlin, den 14. März. Man hat es hie und da als auffällig
bemerken wollen, daß Jhre Kaiſerl. Hoheiten die Großfürſten Nikolaus
und Michael von Rußland bei ihrem angeblichen Reiſezwecke, befreun-
dete deutſche Fürſtenfamilien zu der tauſendjährigen Jubelfeier des ruſ
ſiſchen Reiches einzuladen, nicht zunächſt an den ſo nahe verwandten
preußiſchen Hof ſich begeben haben. Wir vernehmen in dieſer Beziehung
aus guter Quelle, daß die beiden Großfürſten in andern Abſichten
mehrere deutſche Höfe zu beſuchen gedenken. Dieſelben gehen von Wien
aus auch nach München, Stuttgart und Karlsruhe, und werden im Mai
mit Jhrer Majeſtät der Kaiſerin in Potsdam zuſammentreffen. Man
glaubt mit aller Sicherheit darauf rechnen zu können, daß zur Feier
der ſilbernen Hochzeit Jhrer Königlichen Hoheiten des Prinzen und der
Frau Prinzeſſin Karl auch Se. Majeſtät der Kaiſer von Rußland am
Königlichen Hofe eintreffen werde. Bei einem Beſuche des Kaiſers
würden dann größere militairiſche Manoeuver bei Berlin und Potsdam

ausgeführt werden. (M. C.)Sondershauſen, den 14. März. Geh. Rath v. Holleufer, unſer
vormärzlicher Miniſter, hat einen Lieblingswunſch, nämlich die Verſchmel-
zung unſerer beiden Landesgymnaſien zu einer Anſtalt, nicht im Land-
tage durchbringen können, hingegen Satisfaction dadurch erhalten,
daß der König von Preußen ihm die viermonatliche Feſtungsſtrafe,
welche er infolge eines Duells zu beſtehen hatte, in Gnaden erlaſſen.
Unſer Fürſt hat das Prädikat Von Gottes Gnaden wieder angenommen.

Frankreich.
Paris, den 15. März. Eine heute Abend eingegangene telegra-

phiſche Depeſche enthält zu der, im heutigen „StaatsAnzeiger“ mitge-
theilten, die Konvertirung der 5prozentigen Rente betreffenden Nachricht
noch den Zuſatz: „Um derſelben zu genügen, kann der Miniſter Schatz-
billets oder nöthigenfalls Renten negoziiren. Der für die 5prozentigen
beſtimmte Tilgungsfonds geht auf die Aprozentige über.

Großbritannien und Jrland.
London den 13. März. Vom Kap ſind geſtern durch den Poſt

dampfer „Bosphorus“ in Penzance Cornwall) günſtige Nachrichten
eingelaufen. Sie gehen bis zum 3. Februar. Die Kaffern wollten
ſich auf Unterhandlungen einlaſſen, aber Sir Harry Smith verlangte
unbedingte Unterwerfung und gewährte ihnen eine Woche Bedenkzeit.
Nach Ablauf dieſer Friſt brach er in ihr Gebiet ein und vernichtete ihre

Außerdem ſoll er ihnen 60,000 Stück Rinder abgenommen
haben. Der „Cape Monitor“ vom 3. Februar ſpricht hoffnungsvoll

von der baldigen Beendigung des Krieges daß ſich die Grenze einer
größeren Sicherheit erfreue daß aber der Schrecken unter den Weißen
und Farbigen in den weſtlichen Bezirken noch fortdauere.
der Engländer ſollen unbedeutend geweſen ſein. Auf die engliſchen
Fonds auf der heutige Börſe wirkten die Kap Nachrichten ſehr günſtig.
Konſols ſtanden Anfangs auf 98, bis eine kleine Reaktion eintrat.

Die Verluſte

Jtalieniſche Staaten.
Turin, den 11. März. Geſtern hat die Abgeordnetenkammer den

Geſetzentwurf über den Status der Offiziere mit 97 gegen 12 Stimmen
angenommen. Die Adreſſe, eine reine Paraphraſe der Thronrede, ward
mit Stimmeneinhelligkeit gutgeheißen. Das Büreau des Senats hat
ſich bereits conſtituirt. Die Vorſtellung eines für die Kammern belei-
digenden Schauſpiels iſt amtlich verboten worden. Drei neue Senato-
ren ſind creirt worden, unter ihnen ein Mitglied der Abgeordneten-

An (Tel. Dep.)Genuag, den 10. März. Nach einer Korreſpondenz der „Gazetta
di Venezia“ beſchwerte ſich der engliſche Conſul über Schmähungen,

welche ein Geiſtlicher von der Kanzel gegen England gerichtet hatte;
der Staatsanwalt ertheilte ſofort dem Prediger eine feierliche Ver

warnung. (Tel. Dep.)Neapel, den 3. März. Der Orden der Serviten iſt im geſammten
Umfange des Königreichs wieder hergeſtellt. (Tel. Dep.)

Palermo, den 6. März. Meſſina iſt zum Freihafen erklärt worden
(Tel. Dep.)und wird von engliſchen Schiffen bereits ſtark beſucht

Provinzielles.
Jn Barby iſt am 15. März Morgens eine bedeutende Feuersbrunſt

ausgebrochen.

Vermiſchtes.
Die Briefmarken haben die Wiener Gaunerinduſtrie auf ein

fruchtbares Feld geführt. Wie durch einen Betheiligten erzählt wird,
ließ ein Jndividuum in die Zeitung einrücken, daß bei ihm eine Buch-
halterſtelle mit 1000 Fl. Jahresgehalt zu beſetzen ſei. Offerten, hieß
es, werden nur en poste restante angenommen, und jene, welche
Antwort wünſchen, wollen die Briefmarken beilegen. Die Zahl der
einlaufenden Offerten iſt bei ſolchen Gelegenheiten ſtets ſehr bedeutend,
und da angenommen werden konnte, daß jeder Offerent auch eine Ant-
wort wünſcht, ſo war das Erträgniß der für die Antvwortſchreiben
beſtimmten Marken kein geringes. Die erwarteten Antworten blieben
natürlich aus.

Jn Frankfurt a. d. O. ließ ſich während der eben been-
digten Meſſe ein Mann ſehen, der Steine von 6--8 Pfund, wie ſie
ihm von der Straße gebracht wurden, mit der bloßen Hand in Stücke
ſchlug. Der noch junge Athlet holt ein Paar Mal kräftig aus und
läßt die geballte Fauſt dann mit krachendem Schlag auf den Stein
fallen, daß dieſer mitten durchſpringt. Freilich gehört dazu auch eine
Hand, wie er beſitzt, deren Ballen und Seite mit einer förmlichen
Hornhaut überzogen ſind, ſo hart wie Stein ſelbſt. Er iſt aus dem
Deſſauiſchen.

Der Schnee hat ſich im Februar in den Gebirgen nordöſtlich
von Olmütz ſo angehäuft, daß ganze Ortſchaften beinahe gänzlich ver-
weht waren. Jn dem durch einen Waſſerfall, pittoreske Waldpartien
und einen ſchönen Kreuzweg bemerkenswerthen Dorfe Deutſch Eiſenberg
oberhalb Langendorf (in Mähren, Olmützer Kreis) konnten Sonntag
den 22. Februar Abends auf Beſuch ausgegangene Bewohner beim
ſpätern Rückkehren ihre Häuſer nicht mehr finden, da dieſelben total
verweht waren, und andern Tags erſt konnte durch Mithülfe vieler
Nachbarn den darin Verſchneiten durch die Dächer Luft gemacht werden.

Ein weiblicher Schiffscapitain. Jn Saltcoates lebt
ein wohlhabender Rheder und Holzhändler, deſſen Tochter, Miß Betſy
Miller, ſeit 20 Jahren ihres Vaters gute Brigg „Cloetus“ komman-
dirt. Miß Betſy iſt in allen iriſchen und ſchottiſchen Häfen als kühne
und glückliche Capitänin bekannt; die Provinzialblätter ſprechen von
ihr als einer heroiſchen und romantiſchen „young lady“. Schade, daß
ſie ihr Signalement nicht beifügen auch wäre es intereſſant zu wiſſen,
wie z Grog ſie täglich trinkt, und ob ſie ihre Schiffsjungen gehörig
prügelt.

Geſchichtskalender für n und den Regierungs-
bezirk Merſeburg.

17. März.
1808. Jn Halle ſtirbt der Juriſt Bathe.

Meteorologiſche Beobachtungen.
14. März. Morgens 6 Uhr. Nachm. 2 Uhr. Abends 10 Uhr. Tagesmittel.

Luftdruck 28 P. 3. 2,9 P. L. 28 P. 3. 2,9 P. L. 28 P. 3. 2,8 P. 2.28 P. 3. 2,9 P. 2.

Luftwärme —-5,2 Gr. Rm. 0,5 Gr. Rm. --0,2 Gr. Rm. --1,7 Gr. Rm.

Wetter heiter. trübe. trübe. trübe.
Winde N. NW. NW. NW.

Allgemeiner Anzeiger.
Verlobt: Friederike Süpke und Wilhelm Grape (Velpke

und Neuhaldensleben Henriette Jahr und Gottfried
Meyer sen. (Landsberg bei Löbejün).

Getraut: Dr. Erler und Julie Erler geb. Fritze (Mag-
deburg).

Geboren: W. Hager, ein Sohn Magdeburg Ferd. Fi-
ſcher, ein Sohn (Eilenſtedt). Ober-Kontroleur Förſier, ein Sohn
(Magdeburg).

Geſtorben: Hauptm. Lölhöffel v. Löwenſprung, ein Sohn,
Arthur (Erfurt). Wittwe Suſanne Knackmuß geb. Gehr-
mann Magdeburg Kaufmann Heinr. Erdmann Schoch
(Deſſau). Stöffler, eine Tochter, Jenny (Magdeburg). Mar-
garethe Eliſabeth Peicke geb. Oehlmann (Gr. Ottersleben).

Spengler (Wanzleben). Frau Henriette Vietor
alle).



Bekanntmachungen.
Bekanntmachung.

Die fur Königliche Rechnung zu erbauenden Poſt
Cours Wagen des diesſeitigen Bezirks ſollen von
jetzt an allgemein, ſtatt durch Verdingung aus freier
Hand, im Wege der freien Concurrenz durch Sub
miſſions Eröffnung beſchafft werden.

Qualificirte Wagenbauer im Regierungs Bezirke
Merſeburg, welche ſich an der Submiſſion be
theiligen wollen werden eingeladen, ihre Preis
Offerten in verſiegelten, und auf der Adreſſe mit
der Bemerkung: „Submiſſion der Königlichen Poſt
wagen verſehenen frankirten Briefen, bis ſpäteſtens
zum 15. April d. J. an die Ober Poſt Direction
hierſelbſt einzureichen, da am folgenden Tage Vor
mittags die Eröffnung derſelben ſtattfinden ſoll.

Die ausfuhrlichen Bedingungen uber Erbauung
von Poſt Cours Wagen können im Bureau der
hieſigen Ober Poſt Direktion eingeſehen auf Ver
langen auch in Abſchrift gegen Erſtattung der Co-
pialien mitgetheilt werden.

Merſeburg, den 13. Marz 1852.
Der Ober Poſt Direktor

Strahl.

Vorladung.
Ueber den Nachlaß des am 3. Februar 1851

F Cönnern verſtorbenen Kaufmanns Carl
rnſt iſt durch Verfügung vom 21. Februar

d. J. der erbſchaftliche Liquidationsprozeß eröff
net worden.

Diejenigen, welche an die Maſſe Anſprüche
zu haben vermeinen, werden hierdurch vorge-
r dieſelben binnen 6 Wochen und ſpäteſtens
in dem

am 15. Mai d. J., 10 Uhr Vormittags,
vor dem Herrn Referendar Küſter an hieſiger
Gerichtsſtelle, eine Treppe hoch, Zimmer Nr. 5,
anberaumten Termine entweder perſönlich oder
durch einen der hieſigen Rechtsanwälte, von
denen die Herren Quinque, Wilke und Gödecke
in Vorſchlag gebracht werden, anzumelden, wi-
drigenfalls ſie aller ihrer r Vorzugs
rechte an der Maſſe verluſtig erklärt und mit
ihren Forderungen nur an dasjenige, was nach
Befriedigung der ſich meldenden Gläubiger von
der Maſſe noch übrig bleiben möchte, werden
verwieſen werden.

Halle a./S., den 4. März 1852.
Königliches Kreis-Gericht. I. Abtheilung.

v. Koenen.

Auction.
Sonnabend, den 20. März, von 9 Uhr ab,

ſoll neben unſerm in Abbruch begriffenen Siede-
hauſe in der Halle eine Quantität noch brauch-
baren, nicht von Salz angegriffenen, Bauholzes
von verſchiedenen Dimenſionen in einzelnen Hau-
fen meiſtbietend gegen gleich baare Bezahlung
verkauft werden. Die Pfännerſchaft.

Schulanzeige.
Der neue Lehr Curſus der hieſigen Präpa-

randen Anſtalt beginnt am nächſten 11. Mai.
Nähere Auskunft wird durch Herrn Muſikdirector
Hentſchel, Lehrer am Seminar, ertheilt.

Weißenfels, den 15. März 1852.
Hennicke, Seminardirector.

Ein Areal von 670 bis 700 Magdeburger Mor
gen Wieſen hier und in dem nächſten Saalthal
gelegen ſoll einem geſchickten Maulwurfsfänger auf
mehrere Jahre in Akkord gegeben werden, weshalb
Luſttragende ſich an die Herren Rittergutsbeſitzer
Geriſcher in Poſewitz, oder an Herrn Werther
in Wurchhauſen, oder an den Herrn Oeconomen
Gräfe hier wenden wollen.

Camburg a./S., im Marz 1852.
Der Ausſchuß des öconomiſchen Vereins.

Jn der Apotheke des Waiſenhauſes iſt die
Stelle eines Lehrlings für einen mit den nö-
thigen Schulkenntniſſen verſehenen jungen Mann
offen. Nähere Nachricht giebt

Hornemann.

Die Thüringiſche
Hagelſchäden-Verſicherungs- Geſellſchaft zu Weimar,

conceſſionirt für das Königreich Preußen laut Urkunde vom 14. Mai 1850,
mit einem Actiencapital von 100,000 Thlr.,

übernimmt Verſicherungen gegen Hagelſchlag auf alle Felderzeugniſſe unter den liberalſten Bedingungen.
Die Anſtalt ſteht unter der Aufſicht des Staates und wird von einem aus 12 Mitgliedern beſtehenden Ver
waltungsrathe und einer Direktion verwaltet. Die Schaden werden bis zu herab vergütet.
Von den Ueberſchuſſen der beiden letzten Jahre iſt der Reſervefonds auf Thlr. 4737 22 Sgr. 8 Pf. an
gewachſen. Weiteres beſagt das Statut und der Proſpectus, welcher letztere gratis verabreicht wird.
Die Unterzeichneten werden bei Ausfertigung der Saatregiſter gern behilflich ſein, ſo wie weiter ge
wünſchte Auskunft ertheilen, in

Aſchersleben: G. Clauß.
Brehna: J. G. Hofmann.
Cönnern: Chirurg Louis Böttger.
Cottbus: Friedr. Kaſtner.
Delitzſch: Chriſt. Friedr. Schmidt.
Düben: Wilhelm Arndt jun.
Finſterwalde: F. W. Dietrich.
Halle: Otto Ludwig.
Jüterbog: C. A. Neumann.
Landsberg: J. C. Poötz ſch.

Eilenburg, im März 1852.

Löbejün: Hauptmann Meyer.
Luckau: Protokollfuhrer Schöder.
Mansfeld: Rendant Wagner.
Mühlberg: M. A. Tornow.
Roitzſch bei Bitterfeld: Oskar Schroöter.
Schkeuditz: Friedrich Wendrich.
Schweinitz Protokollfuührer Semling.
Torgau: J. C Jahn.
Wittenberg Carl Fiſcher.

Die General -Agentur,
Ferd. Roeber Comp.

Bezug nehmend an Vorſtehendes, empfiehlt ſich Unterzeichneter zur Annahme von Verſicherungs

Anträgen gegen Hagelſchlag.

Halle, den 15. Marz 1852. Otto Ludwig Agent obiger Anſtalt.

Die Brandverſicherungs- Bank für Deutſchland
zu Leipzig

übernimmt zu billigen Pramien Sätzen Verſicherungen gegen Feuersgefahr ſowohl auf Gebäude, als
Mobilien.

Nahere Auskunft ertheilt Otto Ludwig,
Agent beſagter Bank, kleine Steinſtraße Nr. 213.

Bekanntmachung.Unter ausdrücklicher gurücknahme der in Nr. 118 dieſes Blattes enthaltenen Bekannt
machung wird den Aktionären des Zwickauer Steinkohlenbau Vereins hierdurch ganz ergebenſt
angezeigt, daß die 14. ordentliche GeneralVerſammlung

Sonnabend, den 17. April a.
im Saal des Gaſthofs „zur grünen Tanne“ allhier abgehalten werden ſoll.

Der Schluß der Anmeldung erfolgt Morgens 10 Uhr; die erſcheinenden Aktionäre haben
ſich durch Vorzeigung der Aktiendokumente zu legitimiren.

Gegenſtände der Tagesordnung ſind:
Der Geſchäftsbericht des Direktoriums über das Verwaltungsjahr 1851.

2) Der Bericht des Ausſchuſſes über die Jahres Rechnung für 1851.
3) Der Bericht des Ausſchuſſes über die im Jahre 1851 im Direktorium eingetretenen Differenzen.
4) Ergänzung des Ausſchuſſes, aus welchem diesmal nachſtehende, ſofort wieder wählbare,

Mitglieder und Stellvertreter ſcheiden
der Vorſitz. Hr. Adv. Freih. v. Gutſchmidt, 4) Hr. Lohgerbermeiſter Groß,

2) Hr. Bauinſpektor Gutwaſſer, 5) Kaufmann Tittel,
3) Tuchhändler Mittenzwei, 6) Leinwandhändler Wolf.

Zur Ergänzung des Ausſchuſſes hat die GeneralVerſammlung 3 wirkliche Mitglieder und
einen Stellvertreter zu wählen.

Zwickau, den 7. März 1852.
Das Direktorium des Zwickauer Steinkohlenbau-Vereins.

Adv. Kuntze, Varnhagen, Conrad,Vorſitzender. techniſcher Director. Kaſſen Director.
Cabinet künſtlicher Miniatur- Arbriten, c Henriette Sontag
täglich bis nächſten Sonntag, den 20. März, in Deſſan
im „Goldnen Löwen“, von 10 Uhr Morgens 5bis 8 Uhr Abends. Entrée 5 Sgr., Kinder

Jeder der reſp. Beſucher erhält Henriette Sontag zum zweiten
Auch werden Glas Male im „Barbier von Sevilla.“

J. Martini.
GSvvS=ç,ARARräAVVvVSwenmmgnneauaaccchoooow

Getreidepreiſe.
Halle, den 16. März.

Donnerſtag, den 18. März: Weizen 2 thlr. 1 ſgr. 3 pf-. V 2 thlr. 15 ſgr. pf-
Roggen 2 6 3 bis 2 16 3Zum Benefiz für Fräul. Bertha Wawra: Gerſte 1 2115 bis 11 22

Lucrezia Borgia., en n a De We nOeſſau, den 13. März. Weißer Weizen 59762
et Thlr., brauner 57 59 Thlr. Roggen 58 61 Thlr.Große Oper in 3 Akten, Muſik von G. Donizetti. Serſte 39 42 Thir. Hafer 26—28 Thlr. Erbſen 542

A. Döbbelin. 56 Thlr. Linſen 53—55 Thlr. Rohes Rüböl 10 Thlr.

Druck der Waiſenhaus Buchdruckerei.

h

Sonnabend den 20. März ſingt Frau

min,
Räth
zu er
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